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„Erste Wahl“
Die Bundesfachbereichskonferenz
Besondere Dienstleistungen

Gute Arbeit – guter Lohn – gutes Leben
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Schwerpunkt: Jugend

Eines der wichtigsten Vorhaben unseres Fachbereichs für
die nächsten vier Jahre ist die Entwicklung der Jugend -
arbeit und der Aufbau von Jugendstrukturen.

Immerhin 5 Delegierte unserer Bundesfachbereichs -
konferenz Anfang Mai dieses Jahres waren Jugendliche.
Sie haben sich in die Debatten unserer Anträge ein -
gebracht und Ergebnisse der Jugendkonferenz Anfang
März 2011 vorgestellt.

Prekäre Beschäftigung breitet sich bei Arbeit nehmer/in -
nen unter 30 Jahren immer stärker aus. Mittlerweile
haben mehr als die Hälfte dieser Alters gruppe befristete
Arbeitsverträge. Ein unsicherer Start ins Erwerbsleben.
Junge Akademiker/innen werden – trotz guter
Abschlüsse – gar nicht oder ganz schlecht bezahlt in so
genannten Praktika. Honorar- und Werk verträge sind
wesentlich häufiger im Angebot als feste Stellen. 
Prekäre Beschäftigung noch schärfer zu  bekämpfen, ist
ein zweiter Schwerpunkt unserer Arbeit in den nächsten
vier Jahren.

Auch die Arbeitsbedingungen nehmen wir verstärkt
unter die Lupe. Untersuchungen nach dem DGB-Index
„Gute Arbeit“ führen wir aktuell in Bibliotheken und bei
einem großen Weiterbildungsträger durch. Abgefragt
wird die Zufriedenheit der Beschäftigten mit ihren
Arbeitsbedingungen z. B. in puncto Arbeitsbelastung,
Verhalten der Vorgesetzten, Aufstiegs- und Qualifizie -
rungsperspektiven. Wir wollen noch mehr Projekte zum
Thema „Gute Arbeit“ anstoßen.

Gewerkschaftliche Jugendarbeit, prekäre Beschäftigung,
gute Arbeit. Drei wichtige, große Themen, die wir ver-
stärkt „beackern“. Dafür brauchen wir viele engagierte
Kolleg/innen und viele helfende Hände – unserer
Vertrauensleute, unserer Betriebs- und Personalräte,
unserer Jugend- und Auszubildendenvertretungen. 

„Glück auf“ und „Ahoi“. Wir machen das. W
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SCHWERPUNKT:  BUNDESFACHBERE ICHSKONFERENZ

K O M M E N T A R

W Gut angekommen
Gut angekommen ist nicht

nur die Organisation der Konfe -
renz bei den Konferenzteilneh -
mer/innen. Viel wichtiger jedoch
ist, dass während der Konferenz
deutlich zu spüren war, dass der
gesamte Fachbereich 13 in der
gewerkschaftspolitischen Arbeits -
welt angekommen ist.

Standen vor vier Jahren noch
Themen wie die Neuordnung der
internen Strukturen, ja sogar die
Zerschlagung des Fachbereichs 
als drohende Gewitterwolken am
Himmel, waren solche Themen
überhaupt nicht mehr aktuell. Die
Strukturen des Fachbereichs sind
stabil und bewährt. Der Fachbe -
reich hat sich in ver.di etabliert,
und seine Erfolge in der Mitglie -
der werbung mögen andere Fach -
bereiche anspornen, es dem
„13er“ nachzutun. Aber den
Fach bereich zu zerschlagen, um
den Bundesvorstand verkleinern
zu kön nen, wie es damals im
Gespräch war – das ist längst
Geschichte.

Wesentlich dazu beigetragen
hat auch die Kontinuität in der
Führung. Mit Claudia Wörmann-
Adam und Gaby Landen hat der
Fachbereich ein Führungsduo, das
nicht nur mit der Bundesfach -
bereichsleiterin Petra Gerstenkorn
harmoniert, sondern auch ver.di-
weit vorlebt, dass ver.di nicht aus
13 Einzelgewerkschaften besteht,
sondern aus Fachbereichen, die
dort zusammenarbeiten, wo die
Zusammenarbeit Sinn macht.

So geht von dieser Konferenz
auch das Signal aus, dass ein
kleiner Fachbereich politisch
durchaus ein starker Fachbereich
sein kann, und dass umgekehrt
Größe allein noch keine Stärke
ausmacht. Der Verlauf dieser
Konferenz beweist auch, dass der
„13er“ mit seinen ureigensten
Stärken, mit seinen Themen und
mit seinem Branchenhintergrund
eine unverzichtbare Säule des
ver.di-Gebäudes ist. In diesem
Bewusst sein haben die Delegier -
ten diskutiert, gehandelt und
gewählt. Weiter so! W

Bernd Lohrum

Seit ver.di-Gründung kann der 13er immer wie-
der eine bessere Mitgliederentwicklung als die
Gesamtorganisation vorweisen.

Zwar profitiere der Fachbereich auch von der
aktuell wieder stark anziehenden Zahl der Leih -
arbeitnehmer/innen, doch werde diese Entwick -
lung sehr kritisch betrachtet. Es braucht nicht
immer mehr prekäre Arbeitsplätze, sondern
sichere Jobs mit einem ausreichenden zeitlichen
Umfang in sozialversicherungspflichtiger Anstel -
lung. Das „Wunder“ am Arbeitsmarkt ist ein
Märchen – tatsächlich haben noch immer weit
über 5 Millionen Menschen keine auskömmliche
Arbeit. Antwort hierauf müsse eine ausgewoge-
ne Steuerpolitik mit höherer Besteue rung der
Reichen sein. Denn die Politik solle nicht die
Armen, sondern die Armut bekämpfen. Nach
kurzer Aussprache wurden der Fach bereichs -
vorstand und die Fachbereichs leiterin durch ein-
stimmiges Votum der Konferenz entlastet.

Am dritten Tag der Konferenz standen die
Wahlen der verschiedenen Gremien an. Bei der
Wahl des neuen Bundesfachbereichsvorstands
folgte die Konferenz einstimmig der Vorschlags -
liste. Bundesfachbereichsleiterin Petra Gersten -
korn wurde in geheimer Wahl mit 94 Prozent der
abgegebenen Stimmen für eine weitere Amts -
zeit nominiert. Auch die anschließenden Wahlen
für die Delegiertenmandate des Bundesfach be -
reichs vorstandes und die Nominierungen für den
Gewerkschaftsrat brachten keine Überraschun-
gen. Bei den Vertretern der Freien und Selbst -
ständigen folgte die Konferenz ebenso den Vor -
schlägen wie bei den Vertretern der Jugend, die
sich überzeugend präsentiert hatten. Ledig lich
der Seniorenvertreter wurde von der Konferenz
nicht gewählt, da es im Vorfeld der Konferenz zu
einer für die Delegierten nicht ganz nachvollzieh-
baren Änderung der Vorschlagsliste kam.

Daraufhin wurden die Anträge bearbeitet.
Dabei konnten die Delegierten meist den Vor -
schlägen der Antragskommission folgen.

Die Weichen für eine gute gewerkschafts -
politische Arbeit sind gestellt. W

VON BERND LOHRUM

Als sich die Delegierten des Fachbereichs 13
Besondere Dienstleistungen am 5. Mai zur

Bundeskonferenz in Berlin trafen, war bereits aus
der Tagesordnung zu ersehen, dass unser Fach -
bereich nach Jahren der Suche nach Identität,
nach Veränderungen und Unsicherheiten jetzt 
zu einem neuen Selbstbewusstsein gefunden
hat. Standen bisher oft organisatorische Themen
im Vordergrund, war die Konferenz dieses Mal
geprägt von Sachthemen und politisch-program-
matischer Arbeit.

So begann die Konferenz gleich mit einem 
der wichtigsten Themen der vergangenen Jahre.
Die Bundestagsabgeordneten Max Straubinger
(CDU/CSU), Brigitte Pothmer (Bündnis 90/Die
Grünen), Katja Mast (SPD) und Jutta Krellmann
(Die Linke) diskutierten mit unserer Vorsitzenden
Claudia Wörmann-Adam über die Forderungen
nach einem gesetzlichen Mindestlohn.

Außer Straubinger, der amüsanterweise be -
hauptete, dass es möglich sein müsse, über
 tarifvertragliche Regelungen eine Lösung des
Problems zu finden, waren sich die weiteren
Teilnehmer/innen der Runde einig, dass es zu
einem gesetzlichen Mindestlohn keine Alter -
native gebe. Claudia Wörmann-Adam wies auf
die Absurdität der Situation hin: Unser Staat
 verlange von Flüchtlingen, die ein Bleiberecht
be antragen, den Nachweis eines täglichen Ein -
kom mens von mindestens 60 Euro – ein Ein -
kommen, das sehr viele deutsche Arbeit -
nehmer/innen trotz Vollzeit nicht erreichten.
Müssten die nun abgeschoben werden?

Der zweite Konferenztag begann mit dem
gemeinsamen Rechenschaftsbericht der Fach -
bereichsleiterin Petra Gerstenkorn und der Fach -
bereichsvorsitzenden Claudia Wörmann-Adam.
Im Vordergrund der Arbeit der vergangenen vier
Jahre stand die Wahrung der Eigenständigkeit
des Fachbereichs. Besonders zu erwähnen sei
hier bei die erfolgreiche Kooperation mit dem
Fach bereich 5 (Bildung) und die gemeinsame Ar -
beit in den Vorständen auf Bundesebene. Und:

Auf der Bundesfachbereichskonferenz stand die inhaltliche Arbeit im

Vordergrund. Zeichen dafür, dass sich der 13er stabilisiert hat

Neues Selbst-
bewusstsein 

besondReport02_2011_RZ_2011-06-20  20.06.2011  10:27  Seite 3



4

d
ie b

es
o

n
d

er
en

SCHWERPUNKT:  BUNDESFACHBERE ICHSKONFERENZ

Und wie können wir besser werden? Wie kön-
nen wir unser Mitglieder-Ziel „100.000 plus“ er -
reichen? Dafür müssen wir Schwerpunkte setzen!

Eindeutig Vorrang hat der Aufbau von Ju -
gend arbeit und Jugendstrukturen! Das ist für
unseren Fachbereich, in dem 48.792 Mitglieder
über 50 Jahre alt sind, das ist für ver.di über -
lebenswichtig!

Wir haben in unserem Fachbereich eine Ju -
gendquote von 5,25 Prozent. Das sind 5.182
Mit glieder. Immerhin.

Wir wissen viel zu wenig, wo und wer unsere
jungen Kolleg/innen sind. Wir haben kaum feste
Ansprechpartner in den Betrieben. Es gibt nur
hier und da regelmäßige Kontakte zu JAV’en. Es
gibt nur in geringem Maße Angebote für Jugend -
liche und Auszubildendenvertretungen sich aus-
zutauschen, sich zu vernetzen.

Da müssen wir ran!

Wenn wir uns die Ergebnisse von Jugend -
studien ansehen, die eine Zunahme der Werte-
Orientierung verzeichnen, dann liegen wir mit
den Werten, die bei den Jugendlichen „hoch im
Kurs“ stehen, wie „Sicherheit, Toleranz, anderen
helfen, sich engagieren, seinen Mund aufma-
chen“ voll im Trend. Das sind Werte, die uns 
als Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern
wichtig sind, die uns verbinden.

Unser erstes langfristiges Kooperationsprojekt
mit dem Fachbereich 5 soll daher der Aufbau
einer gemeinsamen Jugendarbeit sein.

„Der DGB wird jünger“ lautete eine Über-
schrift in der „taz“ vom 30. April dieses Jahres.
Der Artikel nennt zwei interessante Zahlen:

Im Jahre 2000 waren 14 Prozent der unter
30-Jährigen gewerkschaftlich aktiv, im Jahre 2010
waren es 17,1 Prozent.

Unser Engagement für Bildung, Ausbildung
und Übernahme zeigt Wirkung.

Als zweiten Schwerpunkt benenne ich „Gute
Arbeit“.

Ein Beispiel aus unserem kooperierenden
Fach   bereich Bildung, Wissenschaft und For -
schung. Die Kollegen und Kolleginnen haben eine
Untersuchung zu „guter Arbeit“ in Bibliotheken
durchgeführt. Sie sind vom Erfolg der Befragung

Die Kernfrage unserer zukünftigen Arbeit und
Schwerpunktsetzung ist: Was wollen wir, was

müssen wir, was können wir tun?

Bundesweit – also auf der Bezirks-, Landes- und
Bundesebene – verfügt unser Fachbereich 13
über knapp 53 Stellen, Fachbereichs sekre tär/in -
nen und Verwaltungsangestellte.

Das ergibt: Eine Stelle für 1.862 Mitglieder.
Und das bei einer Vielzahl von Branchen:
Friseurhandwerk, Parteien, Wohnungswirtschaft,
technische Überwachung, Bewachungsunter -
nehmen, Reisebüros, Callcenter, um nur einige zu
nennen.

Auch mit sehr hohem Engagement, das fast
ausnahmslos unsere Sekretärinnen und Sekretäre,
unsere Verwaltungsmitarbeiterinnen tagtäglich
beweisen: Man kommt einfach nicht rum!

Und die Aufgaben, die sich hinter diesem
Zahlen spiel verbergen, habe ich noch gar nicht
benannt. Etwa Einzelberatungen zu Fragen des
Er werbs lebens:
• Stimmt meine Lohnabrechnung?
• Stimmt meine Eingruppierung?
• Durfte mir gekündigt werden?
• Wie viel Urlaubsanspruch habe ich?
• Darf der Arbeitgeber mir eine Fortbildung

verweigern?

Und dazu kommen:
• Tarifverhandlungen
• Gründung von Betriebsräten
• Beratung von Betriebsräten
• Vorbereitung von AR- und Organisations -

wahlen
• Besuch von Betriebsversammlungen
• Kampagnen und Aktionen
• Flugblätter schreiben, Infos herausgeben
und, und, und.

„Viel Stoff“ für einen Sekretär, eine Sekre -
tärin. Ohne die Aktivitäten und den Einsatz vieler,
vieler ehrenamtlicher Kolleg/innen wäre diese
Aufgabenvielfalt nicht zu bewältigen, stünden
wir nicht so gut in der Mitgliederentwicklung da.
Schon wieder haben wir in der „Liga-Tabelle“ der
Fachbereiche unseren 3. Platz behauptet. Ja, wir
sind gut.

Auszüge aus der Grundsatzrede „Zukünftige Aufgaben und

Herausforderungen Fachbereich 13“ auf der Bundesfachbereichskonferenz

von Petra Gerstenkorn

„Ja, wir sind gut!“
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SCHWE RPUNKT:  BUNDESFACHBERE ICHSKONFERENZ

Mittlerweile haben 54 Prozent der unter 30-
Jäh ri gen kein unbefristetes, sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsverhältnis mehr!

Das können wir und das wollen wir nicht hin-
nehmen!

Was für eine bindungs- und perspektivlose
Nomaden-Gesellschaft soll das werden, die diese
jungen Menschen jetzt und später bilden?!

Unser Gesellschaftsbild ist ein anderes! Wir
treten ein für die Verwirklichung der „All ge -
meinen Erklärung der Menschenrechte“, in der es
in Artikel 22 heißt:

„Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das
Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf,
durch innerstaatliche Maßnahmen und interna-
tionale Zusammenarbeit sowie unter Berück -
sichtigung der Organisation und der Mittel jedes
Staates, in den Genuss der wirtschaftlichen, sozi -
alen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für
seine Würde und die freie Entwicklung seiner
Persönlichkeit unentbehrlich sind.“

Deshalb fordern wir
• Sozialversicherungspflicht ab dem ersten Euro;
• unbefristete, sozialversicherungspflichtige

Arbeits verhältnisse als Norm;
• gleichen Lohn für gleiche Arbeit.
Wir wenden uns gegen
• ausufernde und missbräuchliche Leiharbeit;
• Scheinselbstständigkeit;
• unbezahlte und schlecht bezahlte Praktika.

Und weil Arbeit ihre Würde und ihren Preis
hat, fordern wir einen gesetzlichen Mindestlohn
von mindestens 8,50 Euro.

Ich bin davon überzeugt, mit diesen Schwer -
punkten und diesen Forderungen geht unser
ver.di-Fachbereich „Besondere Dienst leistungen“
gut gerüstet in die Zukunft und kann das Ziel
„Wir werden 100.000 plus“ erreichen. W

geradezu überrannt worden. Es haben viel mehr
Beschäftigte den Fragebogen ausgefüllt als wir 
je angenommen haben. In Begleitmails wurde
große Zustimmung ausgedrückt, dass ver.di die
Arbeitsbedingungen zum Thema macht.

Aus meiner Sicht ist genau das der Faktor, der
den DGB- bzw. ver.di-Index „Gute Arbeit“ so
erfolgreich macht: Eine Arbeitsberichterstattung
– denn sie findet sonst nicht statt.

Je mehr die Deregulierung der Rahmen -
bedingungen von Erwerbstätigkeit vorangeschrit-
ten ist, je stärker Produktion und Dienstleistungen
globalisiert wurden, je stärker der Druck auf die
Beschäftigten wurde und Arbeitshetze wie Ar -
beitsintensität zunahmen, desto mehr wurden die
Arbeitsbedingungen zum Tabu-Thema.

Arbeitszeit, Entlohnung, Urlaub – die waren
und die sind Gegenstand der Tarifpolitik. Und das
ist auch gut so.

Aber „emotionale Arbeitsanforderungen“,
„Ein fluss- und Gestaltungsmöglichkeiten im Ar -
beitsprozess“, „Informationsfluss“ und „Be triebs -
kultur“, die wurden in der Regel nur zum Thema,
wenn es krasse, skandalträchtige Aus schläge gab.

Mit dem Index „Gute Arbeit“ werden Ar -
beitsbedingungen zum unmittelbaren Gegen -
stand gewerkschaftlicher Betriebspolitik.

„Mitglieder- und Betriebsorientierung“ – das
sind Schlüsselbegriffe unserer ver.di-Agenda
„Chance 2011“.

Wir greifen Missstände, Ungerechtigkeiten
und Fehlentwicklungen auf und machen sie zum
Thema – im Betrieb und in der Gesellschaft.

Dass sich die Zahl der AU-Tage wegen psychi-
scher Erkrankungen seit 1990 fast verdoppelt hat
und 2008 knapp 11 Prozent aller AU-Tage mit
psy chischer Erkrankung attestiert waren, muss
uns alle alarmieren.

Mobbing, Diskriminierung, respektloses Ver -
hal ten von Vorgesetzten nehmen zu, je stärker
der Druck, der Zwang zur Produktivitäts stei ge -
rung wird, je mehr Arbeitnehmer/innen mit
Arbeits   platzverlust wegen Ausgründung, Ver -
lage rung, Betriebsschließung, mangelnder Wett -
bewerbsfähigkeit oder Insolvenz bedroht werden.

Sowohl in unseren angestammten Bereichen,
z. B. der Wohnungswirtschaft, der Touristik, der
Bewachung als auch in unseren neuen Branchen,
in den Callcentern und im Fitness-Bereich sehe
ich Ansätze, „Gute Arbeit“ neben unserer Tarif -
arbeit zu einem Schwerpunkt auszubauen, durch
den wir mobilisieren und Mitglieder gewinnen
können.

In ganz engem Zusammenhang zu „guter
Arbeit“ steht, dass wir prekärer Beschäftigung
noch entschiedener den Kampf ansagen.
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SCHWERPUNKT:  BUNDESFACHBERE ICHSKONFERENZ

Konferenz der Bundesfachgruppe 
Immobilien, Sicherheit, Facility

Der neue Bundesfachgruppenvorstand ISF besteht aus 18 Mit -
gliedern – elf Männern und sieben Frauen. Zehn Mitglieder

kommen aus der Wach- und Sicherheit, sieben aus der Wohnungs -
wirtschaft und eine Delegierte aus dem Bereich Facility. Sicher -
heitsdienste: Sechs Mandate bestehen für das Wach- und
Sicherheits gewerbe allgemein, ein Mandat für den Bereich Geld-
und Werttransport, ein Mandat für Aviation, ein Mandat für Atom -
kraftwerke und ein Mandat für den Bereich Feuerwehr.

Die Wahlen fanden ohne Kampfabstimmungen statt, da der alte
Bundesfachgruppenvorstand die Wahlen im Vorfeld hervorragend
organisiert und bis in Einzelheiten vorbereitet hat. Dafür recht herz-
lichen Dank und dafür auch die einstimmige Entlastung.

Aus diesem Kreis wurden acht Mitglieder in den Bundesfach -
bereichsvorstand 13 nominiert: Christine Kunz, Jutta Hüffelmann,
Brigitte Graf, Hartmut Hoffmann, Hans-Peter Kilian, Bernhard
Daus, Alfons Reichert und Manfred Voss. Wir wünschen den ein-
stimmig benannten Mitgliedern erfolgreiche Zusammenarbeit.

Wohnungs-/Immobilienwirtschaft
Der Bundestarifvertrag wurde im Herbst 2010 abgeschlossen, er
gilt ab Januar 2011 bis Ende 2012.

Zunehmend Probleme gibt es mit größeren Wohnungs wirt -
schaftsgesellschaften, die von Finanzdienstleistern betrieben wer-
den, wie die Gagfah Group oder die Deutsche Annington GmbH.

Auf Landesbezirksebene fanden mehrere Seminare statt.

Facility
In diesem Bereich gibt es nur wenige Haustarifverträge, da kein
Arbeitgeberverband existiert.

Wach- und Sicherheitsgewerbe
Der Mindestlohn für das Wach- und Sicherheitsgewerbe gilt ab
dem 1. Juni dieses Jahres und wurde vom Bundeskabinett am 4.
Mai per Rechtsverordnung als Lohnuntergrenze beschlossen. Dieser
Mindestlohn führt insbesondere in den neuen Bundesländern zu
deutlichen Lohnerhöhungen in den nächsten Jahren. In Baden-
Württemberg steigen sie z.B. bis zum 1.1. 2013 auf 8,90 Euro.
Trotzdem bleiben wir bei der Forderung nach einem allgemein gül-
tigen gesetzlichen Mindestlohn und werden dafür weiter kämpfen.

Ebenso steht ver.di am Anfang der Verhandlungen zum Bundes -
rahmenmanteltarif Bewachung. Im Wach- und Sicherheitsgewer -
bes gab es Verhandlungen zu Spartentarifen, etwa beim Geld- und
Werttransport und in der Aviation. Weitere Felder der Tarifarbeit
sind Feuerwehr und Atomkraftwerke.

Verabschiedet wurden die hauptamtlichen Kollegen Gerald
Richter und Jürgen Knecht. Der Dank gilt den hauptamtlichen
Kolleg/innen Sylva Hieck mann, Rolf Lemm und Andreas Sander. W

Hans-Peter Kilian

Claudia Wörmann-Adam (Vorsitzende des FB 13), Petra
Gerstenkorn (Bundesfachbereichs leiterin FB 5 und FB 13, Mit -

glied im Bundes vor stand) und Barbara Henke (Konzern betriebsrat
Deutsche Post und Vorsitzende des Bundes frauenrates) beschrei-
ben die Entwicklung der Frauenbewegung in der Geschichte.

Auch heute sind viele Frauen prekär beschäftigt. Die Frau ist oft
Haupternährerin der Familie. Je doch sind von 7,3 Millionen (2009
waren es 5,7 Millionen) Beschäftigten auf 400-Euro-Basis zwei
Drittel weiblich und haben einen Durchschnitts verdienst von fünf
Euro pro Stunde. 

27 Prozent der Führungspositionen in Deutsch land sind durch
Frauen besetzt. Ihr Verdienst ist um 23 Prozent niedriger als bei
Männern. In der EU liegt der Verdienst der Frauen im Durchschnitt
15 Prozent unter dem der Männer. Laut Bundesfrauenministerin
Kristina Schröder (CDU) liegt dies am mangelndem Verhand -
lungsgeschick der Frauen! In unserer Gesellschaft wird das rollen-
konforme Verhalten der Frauen gefordert und gefördert.

In Frankreich soll es eine Verpflichtung der Väter zur Elternzeit
geben. 

Für die politische Diskussion, eine Quotierung bei Vorständen
und Aufsichtsräten in der freien Wirtschaft einzuführen, könnte
Bundesarbeits ministerin Ursula von der Leyen (CDU) die Er fahrung
von ver.di nutzen. Über 50 Prozent der Mitglieder sind weiblich,
Gender Mainstreaming ist per Satzung fest geschrieben. 

ver.di führt Seminare für Frauen durch und plant auch zukünf-
tig frauenpolitische Seminare, denn „die Zukunft ist weiblich!“

Intensiv diskutiert wurde das Problem der Leih- und Zeitarbeit,
400-Euro-Jobs und die Ver ein barkeit von Familie und Beruf. 

Folgende Themen stehen für die Frauen auf der Agenda:
• Abschaffung der derzeitigen Bedingungen für geringfügige

Beschäftigung
• Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes
• Gleicher Lohn für gleiche Arbeit bei Leiharbeit ab dem 1. Tag

(nach der seit 1. Mai 2011 geltenden Arbeitnehmerfreizügigkeit
eine noch wichtigere Forderung)

• Bedingungen für Vereinbarkeit Familie und Beruf verbessern
• weitere Gleichstellung
• verschiedene Projekte auch auf Europäischer Ebene
• eigener Arbeitskreis des FB 13 und bessere „Verzahnung“ mit

dem Bundesfrauenrat 

Als Vertreterin für den Bundesfrauenrat wurde Christiane Sattler
gewählt, als ihre Stellvertreterin Irene Zimmermann. W

Annemarie Dinse

Bundesfrauen-
konferenz

ISF
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Konferenz der Bundesfachgruppe „Forschung,
Kommunikation und Sachverständige,�Verbände und
Parteien, Dienstleistungen für Unternehmen”

Ein Schwerpunkt der Konferenz war die Diskussion über die
Arbeit der vergangenen vier Jahre, die sowohl im Bundes -

fachgruppenvorstand, aber auch in den vielen Tarifkommissionen,
den Arbeitskreisen und Branchenvorständen geleistet wurde.

Bei den TÜV sind in den letzten Jahren die Tarifverhandlungen auch
von betrieblich notwendigen Aktionen wie Warnstreiks begleitet
worden, um gute Ergebnisse durchzusetzen. In der Markt forschung
wurde erstmals eine Tarifkommission zur Durchsetzung eines Haus -
tarifvertrages gebildet. Bei den branchenunabhängigen Callcentern
wurde bei einem Dienstleister in 2009 der erste Entgelttarifvertrag
durchgesetzt. 

Für Betriebsräte in Parteien fanden spezielle Seminare statt. Bei
der GEMA waren in 2007 und 2008 Warnstreiks und Streiks nötig,
um für die Beschäftigten neue tarifvertragliche Regelungen durch-
zusetzen. Für die Beschäftigten in der Leiharbeit wurde und wird
die ver.di-Kampagne „UNGLEICH KORRIGIEREN“ durchgeführt.

Besonders erfreulich wurde von den Delegierten die seit vier
Jahren durchgehend positive Mitgliederentwicklung in der Fach -
gruppe aufgenommen, die sich auch in den ersten vier Monaten
des Jahres 2011 fortgesetzt hat. Logische Konsequenz: Der bis -
herige Bundesfachgruppenvorstand wurde einstimmig entlastet.

Der neue Bundesfachgruppenvorstand besteht aus 18 Mit -
gliedern, davon Vertreter/innen aus den Bereichen Bera tung/For -
schung, der Callcenter, aus Parteien und Verbänden, der Leih arbeit
und Messen, dazu ein Vertreter der Senioren und zwei Ver tre -
ter/innen der Jugend. Die Vorschläge aus den einzelnen Branchen
wurden einstimmig gewählt.

Darüber hinaus wurden die zwölf Vertreter/innen der Fach -
gruppe für den Bundes fachbereichsvorstand nominiert. Zum Vor -
sitzenden der Fachgruppe wurde Jörn Diers einstimmig wieder -
gewählt, 1. Stellvertreterin ist Christiane Sattler, 2. Stellvertreter ist
Stephan Tregel. Herzlichen Glückwunsch und auf weiterhin gute
Zusammenarbeit! W

Ulrich Beiderwieden

Konferenz der Bundesfachgruppe 
Touristik Freizeit Wohlbefinden

Nach dem Eintritt in die Ruhephase der Altersteilzeit von Henry
Sieb ist seit Juli 2009 Ute Kittel Leiterin der Bundesfachgruppe.

Betreuungsschwerpunkte sind Betriebsräte und Tarifarbeit. Tarif -
verhandlungen nach § 3 BetrVG waren und sind erforderlich, um
sinnvolle Strukturen der Betriebsräte abzubilden. Die Mitglieder -
entwicklung ist kontinuierlich positiv.

In der Tarifrunde Touristik gelang es trotz Schlichtung bisher nicht,
den Flächentarif für die Zukunft zu sichern. Er befindet sich seit
Oktober 2010 in der Nachwirkung.

Im Friseurhandwerk ist es derzeit nicht möglich, bundesweite
Tarifverträge zu verhandeln, da die Landesverbände kein Mandat
an den Zentralverband erteilen. Deshalb gibt es erhebliche Unter -
schiede bei den Ländertarifen. 

Im Bestattungsbereich gilt es Mitglieder zu gewinnen, um mit
dem Bundesverband Tarifverhandlungen zu führen. Mit einem
Tarif vertrag für die Auszubildenden erfolgt der Einstieg in diesem
Bereich.

Bei Fitness First gelang es, an 25 Standorten Betriebsräte zu
wählen. Ziel ist, bis zu den nächsten Wahlen 2014 sinnvolle Be -
triebs  rätestrukturen zu vereinbaren und perspektivisch tariffähig zu
werden.

Im Landesbezirk SAT (Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) wur -
de das „Bäderprojekt“ entwickelt. Seit 2008 werden im Monat
zwei Bäder besucht, um mit den Kolleg/innen Kontakt aufzu -
nehmen. Seit 2009 gibt es einen Bäder-Tag, an dem sich die
Kolleg/innen treffen und Erfahrungen austauschen. 2006 gab es
sechs Betriebsräte, mittlerweile sind es zwölf. In einem neuen
Projekt ist die Kontaktaufnahme mit den Jugendlichen und Aus -
zubildenden geplant.

Europäische Projekte werden in der Touristik und im
Friseurhandwerk aktiv begleitet.

Als Vorsitzende der Fachgruppe TFW wurde Gaby Landen
gewählt, als 1. Vertreter Michael Pönipp, als 2. Vertreterin Regina
Richter. W

Annemarie Dinse

Fo.KuS.Ver.Di 

TFW
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SCHWERPUNKT:  BUNDESFACHBERE ICHSKONFERENZ

Die Mitglieder des neu gewählten
Bundesfachbereichs vorstandes Besondere
Dienstleistungen

Vertreter/innen der Fachgruppe Fo.KuS.Ver.Di
Angelika Böttcher, Jörn Diers, Kristina Krüger, Heinrich Kuhlen -
hölter, Claudia Leischen, Elke Meissner, Monika Röderstein-
Langenau, Christian Szepan, Barbara Smykalla, Stephan Tregel,
Claudia Wörmann-Adam, Hans Zajdziuk

Vertreter/innen der Fachgruppe ISF
Bernhard Daus, Brigitte Graf, Hartmut Hoffmann, Jutta Hüffel -
mann, Hans-Peter Kilian, Christine Kunz, Alfons Reichert, Manfred
Voss

Vertreter/innen der Fachgruppe TFW
Gaby Landen, Michael Pönipp, Regina Richter, Annemarie Dinse,
Markus Völkl

Vertreter/innen der Jugend
Julia Großholz, Daniel Rehbusch

Das neu gewählte
Präsidium des
Bundesfachbereichs -
vorstandes:

Vorsitzende:
Claudia Wörmann-Adam

Stellvertreterinnen:
Christine Kunz,
Gaby Landen

Weitere Mitglieder:
Jörn Diers, Hans-Peter Kilian,
Michael Pönipp

„Politik ist eine viel zu
 ernste Sache, als dass man
sie allein den Männern
überlassen könnte.“
Eine Teilnehmerin der
Bundesfrauenkonferenz

„Der Fachbereich 13 ist  
der Besenwagen von ver.di.
Durch heute boomende
Branchen wie Leiharbeit und
Callcenter hat dieser mittler-
weile die besten Zuwächse
in der Mitglieder -
entwicklung.“
Barbara Henke, Vorsitzende 
des Bundesfrauenrates,
Gastrednerin auf der
Bundesfrauenkonferenz

„Gute Stimmung, interes-
sante Themen, sehr
 geordneter Ablauf, gute
Organisation.“
Mehrere Delegierte über -
einstimmend auf der Bundes -
fachbereichskonferenz 

„Schon Johannes Rau sagte:
In diesem Land wird mehr
Arbeitszeit mit Grußworten
vergeudet als mit Streiks.“
Klaus Böhme, Fachbereich 5,
beim Bericht über die faire und
gute Zusammenarbeit von FB 5
und 13

„Ich wollte einfach nur
sagen, dass der Fachbereich
13 ein total geiler Fach -
bereich ist!“
Valeria Sauer aus dem
Saarland, jüngste Delegierte
auf der Bundesfachbereichs-
konferenz, bei der Vorstellung
der Jugenddelegierten

„Wer aufhört, besser sein 
zu wollen, der hört auf, gut
zu sein!“
Angelika Böttcher, Delegierte
aus Hamburg am Ende der
Bundesfachgruppenkonferenz
Fo.KuS.Ver.di
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„Erfrischend
lebendig“

die besonderen: Erst einmal herzlichen Glückwunsch zur
Wiederwahl als Vorsitzende des Bundes fach bereichsvorstandes
des Fachbereichs „Besondere Dienst leistungen“. Wie hast Du 
die Konferenz in Berlin erlebt?

Claudia Wörmann-Adam: Ich fand, unsere Konferenz war
erfrischend lebendig.

Was war die wichtigste Botschaft der Konferenz aus Deiner Sicht?

Die wichtigste Botschaft ist: Wir sind selbstbewusst und glauben
an eine positive Zukunft unseres Fachbereichs in ver.di!

Welche Schwerpunkte willst Du für die Arbeit des Bundes vor -
standes des Fachbereichs 13 in den nächsten vier Jahren  setzen?

Ich sehe in der künftigen Fachbereichsarbeit mehrere Schwer -
punkte. Dazu gehören, ohne hier Prioritäten zu setzen: die
Mitgliederentwicklung, Stichwort 100.000 plus, dazu gehören
die Förderung der Jugendarbeit, die Erschließung „weißer“
Flecken im FB 13, die Diskussion um die Budgetierungs-Richt -
linie, die Diskussion zur „Zukunftswerkstatt Fach bereiche“.
Immer im Fokus ist der Mindestlohn von 8,50 Euro plus, Equal
pay und Equal treatment in der Zeitarbeit, die Einbeziehung
internationaler Aspekte und Entwicklungen in der Europäischen
Union sowie unserer Kooperation mit der UNI  global union,
dann die Kooperation mit dem Fachbereich 5 sowie die Vor- 
und Nachbereitung des ver.di-Bundeskongress 2011.

Mit welchem der genannten Projekte möchtest Du beginnen?

Wir müssen wegen des nahen Termins mit der Vorbereitung des
ver.di-Bundeskongresses beginnen, der im September in Leipzig
stattfindet. Das bedeutet unter anderem, Anträge auf ihre
Bedeutung für unseren Fachbereich 13 hin durchzusehen und 
zu klären, welcher unserer Delegierten im Kongress das Wort
ergreift.

Wie geht es mit der Kooperation der Fachbereiche 5 und 13
weiter?

Da bin ich sehr guten Mutes: Die Kooperation lebt und wurde
auf beiden Konferenzen der Fachbereiche bestätigt. Zunächst
werden wir eine gemeinsame Vorbereitung des ver.di-Bundes -
kongress angehen, indem sich unsere Delegierten für den
Kongresses am 27. August treffen. Danach steht die Vorberei -
tung unseres dritten gemeinsamen Workshops „Zukunft der
Gewerk schaft – Gewerkschaft der Zukunft“ an. Diesen Weg der
regelmäßigen gemeinsamen Workshops sollten wir weitergehen. 
Und wir sollten gemeinsam überlegen, ob unsere erfolgreiche
Kooperation auf der Bundes ebene – da wo es möglich und
 sinnvoll erscheint – auch auf die Länderebene übertragen
 werden kann. W

Fragen: Stephan Tregel

Claudia Wörmann-Adam, Betriebs -

ratsvorsitzende der Kölnmesse GmbH,

ist die alte und neue Vorsitzende des

Bundesfach bereichsvorstandes 

des Fachbereichs „Besondere Dienst -

leistungen“

DAS  I NTE RVIEW

Claudia Wörmann-Adam über die Schwer punkte der Fachbereichsarbeit in den nächsten vier Jahren
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LE IHARBE IT

Leiharbeit, was tun?
Was kann man tun, um die Situation von Leiharbeitnehmer/innen im 

Betrieb zu verbessern? Tipps für den Alltag

die gleichen Unterweisungen erhalten wie die
Stamm belegschaft, ist ungemein wichtig. Schließ   -
lich bringen sie ein erhöhtes Unfallrisiko mit, weil
ihnen die Routine im Umgang mit den Arbeits -
materialien fehlt. Wir arbeiten zum Bei spiel mit
Cuttermessern. Hier drohen Schnitt verlet zungen.
Wir haben dem Arbeitgeber daher die An schaf -
fung schnittfester Arbeitshandschuhe nahege-
legt, doch da fehlt leider bislang die Einsicht.

Einsatzpläne: Wir haben mehr Planungs -
sicher heit für unsere Leiharbeitnehmer/innen
erreicht. Heute muss sich das Unternehmen etwa
eine Woche im Voraus festlegen, wann es Leih -
arbeitnehmer/innen einsetzen will. Früher ge -
schah dies von einem Tag auf den nächsten. Und
unsere Leiharbeitnehmer/innen arbeiten zu den
gleichen Bedingungen, was freiwillige Überstun-
den und Schichteinsätze anbelangt.

Annahmeverzug: Das Risiko, dass ein Leih -
arbeitnehmer für einen Tag bestellt, aber nur für
einen halben beschäftigt wird, wurde früher auf
den Betroffenen abgewälzt – obwohl nach Ge -
setz der Verleiher den Lohn voll bezahlen müsste.
In der Praxis wird versucht, Ausfallzeiten und
Über stunden über Urlaub oder ein Arbeits zeit -
konto abzurechnen. Hiergegen sind wir vorge-
gangen. Un sere Leiharbeitnehmer/innen erhalten
nun eine Garantiezeit von zwei bezahlten Stun -
den. Zudem kontrolliert H&M inzwischen die
Lohnabrechnung des Verleihers und prüft, ob er
auch Ausfallzeiten zahlt.

Betriebsversammlung: Leiharbeitneh mer/in -
nen dürfen an Betriebsversammlungen teilneh-
men und bekommen diese Zeit auch bezahlt.
Allerdings arbeitet der Arbeitgeber hier mit allen
Tricks. Zum Beispiel damit, die Leiharbeit neh -
mer/innen an Tagen mit betrieblichen Versamm -
lungen früher nach Hause zu schicken. 

Tarifarbeit: Wir haben das Thema nun in
unsere Tarifrunde eingebracht. Unsere Forderung:
die Übernahme von Leiharbeitnehmer/innen so -
wie gleiches Geld für gleiche Arbeit. Bislang hat
sich der Arbeitgeber hierzu nicht geäußert.

Weitere Tipps: www.hundertprozentich.de
Eine Musterbetriebsvereinbarung findet sich

unter http://www.hundertprozentich.de/
images/stories/einhundertprozentich/pdfs/
arbpapier_brpr_nr3.pdf W

Der Autor ist Betriebsrat bei H&M

VON THOMAS MÜSSIG

Das Grundsätzliche vorweg: Wir wollen Leih -
arbeit verhindern. Mit dieser Haltung stellen

wir uns aber nicht gegen die Leih arbeit neh -
mer/innen. Deren Arbeitsalltag wollen wir Be -
triebs räte so gut es geht gestalten. Und wir
möchten, dass möglichst viele von ihnen als feste
Arbeitskräfte übernommen werden. Darüber
reden wir kontinuierlich mit dem Arbeitgeber.

Auf dem Papier haben Leiharbeitnehmer/innen
zwar viele Rechte, doch in der Realität kommen
diese kaum zur Anwendung. Aus einer Umfrage
in unserem Betrieb ging hervor, dass unsere Leih -
arbeitnehmer/innen 35 Prozent weniger als ihre
festangestellten Kolleg/innen verdienen. Zu dem
beklagten sie ihre mangelnde Arbeitsplatz sicher -
heit. Und da sind wir schon beim Kern des
Problems: Wer täglich um seinen Job fürchten
muss, lässt sich einiges gefallen.

Was also tun?

Betriebsvereinbarung: Wir empfehlen allen
Betriebsräten, sich dem Thema möglichst frühzei-
tig zu widmen, bevor der erste Leiharbeitnehmer
vor der Tür steht. Denn im Vorfeld kann man viel-
leicht mit dem Arbeitgeber eine Betriebsverein -
barung aushandeln, nach der vor der Einstellung
von Leiharbeitnehmer/innen erst innerbetriebli-
che Möglichkeiten auszuschöpfen sind. Ansons -
ten bleibt dem Betriebsrat nur die Möglichkeit,
der Einstellung von Leiharbeitnehmer/innen zu
widersprechen. Dafür braucht man jedoch Ar -
gumente, man muss also die Belange seiner
Beleg  schaft gut kennen: Gibt es befristete
Kolleg/innen, die eine Entfristung anstreben?
Gibt es Kolleg/innen in Teilzeit, die gern ihre
Arbeitsstunden aufstocken möchten? Sind die
neuen (Leiharbeits-)Stellen innerbetrieblich aus-
geschrieben worden, damit sich Kolleg/innen aus
anderen Abteilungen des Hauses bewerben kön-
nen? Gibt es gleich qualifizierte Beschäftigte?
Diese Strategie hatte bei uns den Effekt, dass der
Arbeitgeber das Personal aufgestockt hat.

Sind die Leiharbeitnehmer/innen erst einmal
im Betrieb, wollen wir erreichen, dass sie wie die
Stammbelegschaft behandelt werden. 

Arbeitssicherheit: Dass die Leiharbeitneh -
mer/in nen, die neu in den Betrieb kommen, hier

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2010
            © Hans-Böckler-Stiftung 2011 

11,5 %

8,7 %

5,2 %

4,2 %

3,1 %

2,6 % in der Gesamtwirtschaft

Viele Leiharbeiter
stocken auf
Auf ergänzende Hartz IV-Leistungen
angewiesen sind von allen
Beschäftigten in den Branchen ... 

Leiharbeit

Gastgewerbe

sonstige Dienstleistungen,
Private Haushalte

Wirtschaftliche
Dienstleistungen

Erziehung und Unterricht
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CALLCENTER

G E M A

Der Blick auf die
Krankenquote
Erhöhter Krankenstand: Gesunde Arbeit in Callcentern ist 

ein wichtiges Handlungsfeld für Betriebsräte

W Tarifabschluss erst nach
Warnstreiks möglich

Erst Warnstreiks in der Zeit
vom 11. bis 13. Mai an allen
Standorten der GEMA brachten
Bewegung in die Tarifverhand -
lungen. Nach einem Verhand -
lungs marathon konnte Anfang
Juni folgendes Ergebnis für die
Beschäftigten erzielt werden:

Alle Beschäftigten erhalten
eine Einmalzahlung von 360
Euro für die Monate Januar bis
Juni 2011, danach erhalten sie
ab 1. Juli eine Entgelterhöhung
von 1,8 Prozent und weitere 
1,6 Prozent ab 1. Juli 2012. Da -
neben gibt es weiterhin eine
Einmalzahlung von 0,5 Prozent
sowohl in 2011 und in 2012.

Auszubildende erhalten eine
Einmalzahlung von 120 Euro
sowie eine Erhöhung ihrer Aus -
bildungsvergütungen ab 1. Juli
um einheitlich 15 Euro und 
zum 1. Juli 2012 eine weitere
Erhöhung vom 10 Euro. Des
 Weiteren gibt es tariflich verein-
barte Gleittage für Neubeschäf -
tigte, und die GEMA kann Neu -
einzustellende im Rahmen eines
Kontingents zur 40-Stun den-
Woche beschäftigten. Darüber
hinaus wird der Tarif vertrag zur
Beteiligung der Beschäftigten an
Sondererträgen fortgeführt. Alle
zu Ende 2010 gekündigten Tarif -
verträge treten rückwirkend zum
1. Januar 2011 wieder in Kraft
und haben eine Laufzeit bis zum
30. Juni 2013.

Dank gebührt den knapp 
500 Kolleginnen und Kollegen
der GEMA, die Anfang Mai an
den Warnstreiks teilgenommen
haben. W

Ulrich Beiderwieden

arbeitsgerichtliche Entscheidungen vorgestellt.
Vor allem zu der Thematik betriebliches Ein gliede -
rungsmanagement waren viele Beispiele verfüg-
bar.

Da Betriebsräte öfters an die Grenzen ihrer
Möglichkeiten stoßen – etwa bei der Anwendung
des Betriebsverfassungsgesetzes –, wurden im
Rahmen des Seminars auch Gespräche mit Mit -
gliedern des Bundestagsausschusses für Ar beit
und Soziales geführt. Ziel war es, auf die Situa -
tionen in den Centern aufmerksam zu machen
und um Unterstützung bei den Politi ker/innen zu
werben. Gekrönt wurde das Seminar mit dem
Besuch des deutschen Bundestages in Berlin, wo
die Betriebsräte den Politiker/innen bei einer
Diskussionsrunde von der Tribüne aus zuschauen
konnten.

Am Ende des Seminars waren sich alle einig,
dass betriebliches Gesundheitsmanagement ein
sehr wichtiges und immer wieder weiter entwick -
elbares Instrument darstellt, um auch den Be -
schäftigten in den Callcentern eine „Gute Arbeit“
zu ermöglichen. Die Anwesenden wünsch ten sich
ein weiteres Seminar, um die erzielten Verein -
barungen und zwischenzeitlich gemachten Erfah -
rungen austauschen zu können. W

Stephan Sielemann

Zum Thema „Gesunde Arbeit im Callcenter“
trafen sich vom 23. bis 27. Mai Betriebsräte

aus der Callcenter-Branche zu einem Seminar in
Berlin. Hintergründe für eine derartige Thematik
gibt es genug:

Vielfach gehen die Arbeitgeber bei dem Thema
Gesundheit nur oberflächlich vor. Oft ist für sie
lediglich der Blick auf die Krankenquote relevant.
Stellt sich diese dann als zu hoch dar, so stehen
alsbald bei den Betriebsräten Anhörungen ins
Haus mit dem Ziel, Beschäftigte krankheitsbe-
dingt zu kündigen.

Eine Umfrage, die in dem Seminar erstellt
wurde, ergab an den vertretenen Callcenter-
Stand orten eine aktuelle Krankenquote von 8,9
Prozent. Diese ist im Vergleich zu dem allgemei-
nen Bundesdurchschnitt von 3,4 Prozent deutlich
erhöht. Diese nicht repräsentative Umfrage wird
durch den aktuellen Gesundheitsreport der
Techniker Krankenkasse bestätigt, der den bun-
desweiten Krankenstand bei Callcenter-Beschäf -
tigten auf rund 6,4 Prozent beziffert. Als Ursache
werden unzufriedene Kunden, ehrgeizige Ziel -
vorgaben der Arbeitgeber, einseitige körperliche
Belastungen sowie Heiserkeit und Erkäl tun gen
ge nannt.

Dass das so nicht weitergehen kann, wurde im
Seminar ausgiebig beraten und zudem Hand -
lungsoptionen entwickelt. Optionen wie Gefähr -
dungsanalyse und Betriebliches Eingliede rungs -
management wurden diskutiert. Manch einem
Betriebsrat waren die Möglichkeiten und die
Mitbestimmungsaspekte nach § 80 und § 87
Abs. 1 Nr. 7 BetrVG noch nicht bekannt, des Wei -
te ren die vielen Regelungen und Möglichkeiten
nach dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und den
Bestimmungen des Sozialgesetzbuches (SGB).

Diese wurde den anwesenden Betriebsräten
durch den Seminarleiter Friedrich Sendelbeck und
die Referenten Ulrich Beiderwieden und Helge
Biering vermittelt. Damit die Betriebsräte an ihren
Standorten und in ihren Unternehmen sich diesen
Themen stellen können, wurden in dem Seminar
auch umfangreiche Betriebsvereinbarungen und

Fo
to

: v
er

.d
i

Fo
to

: v
er

.d
i

besondReport02_2011_RZ_2011-06-20  20.06.2011  10:27  Seite 11



12

d
ie b

es
o

n
d

er
en

Nachdem die Arbeitgeber den 

Schlichter spruch abgelehnt hatten, 

ist die Tarifrunde in der Touristik 

vorerst geplatzt

Schlichtes 
Nein

VON ANNEMARIE DINSE

Am 31. Januar fand in der Touristik (wir berich-
teten) die bisher letzte Verhandlungsrunde

ohne Ergebnis statt. Aufgrund der bestehenden
Schlichtungsvereinbarung einigten sich die Tarif -
vertragsparteien auf den Präsidenten des Frank -
furter Arbeitsgerichtes, Frank Woitaschek, als un -
parteiischen Schlichter. Mit seiner Unter stützung
hoffte man, am 28. März eine für beide Seiten
akzeptable Lösung zu finden.

Dies ist nicht gelungen, der Schlichter unterbrei-
tete einen Kompromissvorschlag. Bis zum 18.
April hatten die Tarifparteien Zeit, den Vorschlag
zu prüfen. Die DRV-Tarifgemeinschaft lehnte den
Vorschlag schon nach wenigen Tagen ab. Ihre
Forderungen für die Beschäftigten im Reisebüro
und im Geschäftsreisebereich finden nicht die
erforderliche Berücksichtigung. Sie sei aber nach
wie vor am Erhalt des Flächentarifes interessiert.
Die Tarifkommission von ver.di ist auf Basis des
Schlichtervorschlages weiter zu Verhandlungen
bereit.

Die Unternehmen reagierten mit unterschied-
lichen freiwilligen Zahlungen auf diese Situation.
Die Beschäftigten bei den Veranstaltern der TUI,
Thomas Cook und der REWE Touristik (ITS, Jahn-
Reisen, Tjaereborg) erhalten ab April 2011 eine
freiwillige Erhöhung ihrer Gehälter um 2,2 Pro -
zent. Bei DERTOUR, Meier’s Weltreisen und
ADAC in Frankfurt wurden bereits seit Februar
2011 zwei Prozent mehr bezahlt, hier wird auf
2,2 Prozent ab April angepasst.

Obwohl die Beschäftigten in den gleichen
Konzernen arbeiten, wird wie von der Tarif ge -
mein schaft für den Flächentarif gefordert, auch
bei der freiwilligen Zahlung eine Zwei klassen -
gesellschaft gefördert: Die Beschäftigten im
Vertrieb sollen auf Arbeitgeberwunsch eine Er -
höhung nur unter bestimmten Kriterien erhalten:
Bei TUI Leisure Travel soll die Erhöhung rückwir-
kend mit dem Oktober-Gehalt bezahlt werden,
wenn ein Umsatzplus von mindestens 8 Prozent

erreicht wird. Bei Thomas Cook soll die Prämie für
den Verkauf der eigenen Veranstalter-Marken er -
höht werden. Bei DER (ATLASREISEN, DER Reise -
büro und FCm) soll die Anhebung nur auf Basis
einer „positiven Beurteilung“ (vom Arbeit geber
vorgegebenem Umsatz) erfolgen.

Die Tarifgemeinschaft versucht nun den
„schwar zen Peter“ den Betriebsräten zuzuschie-
ben. Arbeitszeiterhöhungen anstelle Outsourcing,
Zustimmung zu unterschiedlicher Auszahlung soll
von den Betriebsräten erteilt werden.

Was sagen die Kolleginnen und Kollegen? 2,2
Prozent sind zu wenig. Und dies auch noch unter
Bedingungen: Nein danke!

Aktionen von Betriebsfachgruppen führen von
Aufforderungen zu Gegendarstellungen bis zu
Androhungen von Strafanzeigen durch Arbeit -
geber. Die Chefs sind es nicht gewohnt, Gegen -
wind zu bekommen. Aufgrund von manchen
Reaktionen aber fragt man sich, ob Aussagen 
der Gewerkschafter/innen in den Betrieben doch
stimmen. Denn: Nur getroffene Hunde bellen!

Die Reisebranche hat sich erholt. Dies zeigt
sich in den Ergebnissen für das Jahr 2010 und bei
der bisherigen Entwicklung für 2011. Kom pe -
tentes und zuverlässiges Handeln der Beschäf -
tigten wurde anlässlich des Tsunamis in Japan
geleistet. Dies zeigt nach der Aschewolke im letz-
ten Jahr vielen Kunden wieder den Vorteil der
Buchung ihrer Urlaubs- bzw. der Geschäfts reise
im Reisebüro.

Am 22. Juni findet ein Austausch mit der DRV
Tarifgemeinschaft statt. An diesem Termin wird
sich entscheiden, ob eine realistische Chance für
einen Abschluss besteht.

Der Einsatz aller Beschäftigten in der Reise -
branche muss honoriert werden. Zu hoffen ist,
dass dies in Form eines akzeptablen Tarif vertrages
zur Geltung kommen wird. W

TOUR IST IK

R E D A K T I O N E L L E S

W Bernd Steuber zieht 
sich zurück

Bernd Steuber hat sich ent-
schieden, seine Aktivitäten bei
ver.di zu beenden.

Auf allen Ebenen war Bernd
ein aktiver Gewerkschafter.

Auf Bezirksebene in
Wuppertal, auf Landesebene in
Nordrhein-Westfalen brachte er
sich über Jahrzehnte aktiv ein.

Im Bundesfachbereichs vor -
stand war er für die Fachgruppe
TFW vertreten.

Als Mitglied im Gewerk -
schafts rat vertrat er die Interes -
sen des Fachbereichs 13.

Sein Hintergrundwissen sowie
seine umfangreichen Kontakte
waren bei vielen Themen außer-
ordentlich hilfreich.

Für die Mitarbeit bei vielen
Kongressen und Konferenzen in
den jeweiligen Antragberatungs -
kommissionen brachte er seinen
Sachverstand ein. Nicht müde
werdend investierte er viel Zeit
mit den Mitgliedern der Kommis -
sionen für die Vorbereitung der
Empfehlungen von unzähligen
Anträgen. 

Seit Gründung des Redak -
tions teams für „die besonderen“
arbeitete er hier mit. Seine
Beiträge waren immer fundiert
und er war für uns immer eine
große Unterstützung. Ideen für
Themen, Recherchen für eigene
Beiträge trugen zur Vielseitigkeit
jeder Ausgabe bei.

Wir bedauern die Entschei -
dung von Bernd und wünschen
ihm für seine neu gewonnene
Freizeit viel Spaß bei seinen viel-
seitigen Hobbys, denen er
 hoffentlich bei guter Gesundheit
lange nachkommen kann. W
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Dieser Mindestlohn bedeutet vor allem für Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen in den neuen Bundesländern eine deutliche Lohn -
steigerung in den nächsten Jahren. Auch sollte nicht unerwähnt
bleiben, dass die Tariflöhne für alle Unternehmen gelten, egal ob
sich ihr Firmensitz im Inland oder Ausland befindet. Die Arbeit -
nehmerfreizügigkeit, die seit dem 1. Mai in Europa gilt, lässt grü-
ßen. Und die Branche kann froh über diesen ersten kleinen Schritt
im Kampf gegen Dumpinglöhne sein.

Indes erfolgt im Herbst dieses Jahres eine Überprüfung aller
Branchenmindestlöhne darauf, ob sie Arbeitsplätze gefährden oder
neuen Beschäftigungsverhältnissen entgegenstehen. Dies steht so
im Koalitionsvertrag. Auch ist die Verordnung zum Mindestlohn im
Wach- und Sicherheitsgewerbe befristet bis zum 31. Dezember
2013. 

Gewerkschafter wie Beschäftigte werden nicht darum herum
kommen, weiter den gesetzlichen Mindestlohn als feste Lohn -
untergrenze von der Politik einzufordern, die nach wie vor in einer
unsozialen und ungerechten Blockadehaltung zu dem Thema
steht.

Diese Bedingungen lassen sich jedoch nur ändern, wenn wir als
Gewerkschaft entsprechend stark in der Branche werden. Also,
Kolleg/innen: Mitglieder werben! W

VON HANS-PETER KILIAN

Was lange währt, wird endlich Recht. Nach mehrfachem Hin
und Her zwischen der ver.di-Bundestarifkommission und dem

Bundesverband Deutscher Wach- und Sicherheitsunternehmer
(BDWS) ist der Mindestlohntarifvertrag abgesegnet und auf seinem
weiteren Weg.

Am 4. Mai hat das Bundeskabinett die dazu notwendige Rechts -
verordnung beschlossen und damit einen Mindestlohn als Lohn -
untergrenze im Wach- und Sicherheitsgewerbe ab dem 1. Juni
2011 festgelegt.

Dies bedeutet für die rund 170.000 Mitarbeiter und Mit arbei -
terinnen im Wachschutz, dass sie nun als zehnte Branche in der
Bundesrepublik eine festgelegte Lohnuntergrenze in ihrem jeweili-
gen Bundesland haben. 

Die Stundenlöhne für Mitarbeiter/innen im Objektschutz und
Separatwachdienst betragen

ab dem 1. Juni 2011 ab dem 1. Januar 2013

in Baden-Württemberg 8,60 Euro 8,90 Euro

in Bayern 8,14 Euro 8,42 Euro

in Nordrhein-Westfalen 7,95 Euro 8,23 Euro

in Hessen 7,50 Euro 7,76 Euro

in Niedersachsen 7,26 Euro 7,50 Euro

in Bremen 7,16 Euro 7,50 Euro

in Hamburg 7,12 Euro 7,50 Euro

sowie 6,53 Euro 7,50 Euro

in Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen.

Mit diesem Mindestlohn bleiben bessere landestarifliche Rege -
lungen unberührt und es können auch weiterhin bessere Entgelt -
regelungen in den Bundesländern abgeschlossen werden.

Zuschläge für Nachtarbeit, Sonntagsarbeit und Feiertagsarbeit
sind kein Teil des Mindestlohns und bleiben den Beschäftigten
erhalten.

Gerade noch geschafft: Seit dem 1. Mai gilt die

Arbeitnehmerfreizügigkeit auch in Deutschland.

Um Dumpinglöhne zu verhindern, haben die

Tarifparteien gemeinsam mit der Bundesregierung

nun einen Branchenmindestlohn für das Wach- 

und Sicherheitsgewerbe auf den Weg gebracht

Ein erster 
Schritt

DAS GUTE  BE ISP IEL
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GEWERKSCHAFTEN

Die neue Richtlinie für Eurobetriebsräte

wird die gewerkschaftliche Arbeit 

auf europäischer Ebene erleichtern

Mehr Qualität

solche, die außerhalb der Mitgliedsstaaten getroffen wurden und
die hinsichtlich der Auswirkungen und der Reichweite für die euro-
päischen Arbeitnehmer/innen von Belang sind – als länderübergrei-
fend angesehen werden müssen. Auch das lässt noch Raum für
Interpretation, aber es geht über die bisher strikte Begrenzung hin-
aus, dass zumindest zwei Länder betroffen sein mussten.

Ebenfalls neu sind jetzt klare Regelungen für die Schulung von
Mitgliedern von EBR und den Besonderen Verhandlungsgremien.
Es besteht nunmehr die Pflicht für den Arbeitgeber, für gezielte
Weiterbildung zu sorgen, was in der komplexen europäischen
Situation mit vielfältigen Kulturen und Arbeitsbeziehungen, rechtli-
chen Grundlagen etc. dringend notwendig ist.

Weitere Verbesserungen betreffen die Koordination der
Unterrichtung und Anhörung auf nationaler und europäischer
Ebene. Diese Instanzen können somit in Zukunft besser zusammen
arbeiten. 

Im Falle von Fusionen oder Übernahmen kam es in der Ver -
gangenheit des Öfteren dazu, dass der übernommene EBR ein-
fach mit „geschluckt“ wurde und verschwand. Dem soll jetzt eine
so genannte „Anpassungsklausel“ entgegen wirken. Im Falle einer
Übernahme sollen zukünftig Neuverhandlungen auf der Grundlage
der neuen Gesetzgebung erfolgen.

Eine entscheidende Neuerung ist sicherlich die Verpflichtung der
EBR-Mitglieder, auf nationaler Ebene über die EBR-Aktivitäten zu
berichten. Das wird hoffentlich dazu beitragen, dass die EBR
zukünftig besser in die Belegschaften eingebunden werden. Un -
abhängig von der Gesetzeslage kann ein EBR immer nur dann
effektiv sein, wenn die Belegschaften hinter ihm stehen. Dazu müs-
sen sie aber wissen, was dort passiert und die Möglichkeit haben,
selbst Anregungen und Vorschläge einzubringen. Ohne die aktive
Rückkopplung mit den Belegschaften ist ein EBR eine losgelöste,
frei schwebende Institution ohne Biss.

Aus Sicht einer europäischen Gewerkschaftsorganisation wie
UNI Europa sind all diese Verbesserungen, die in das neue Gesetz
eingegangen sind, erfreulich, wenngleich nicht alle unsere Vor -
stellungen erfüllt werden. Sie waren lange überfällig und wurden
von Arbeitgeberverbänden und konservativen Politikern in der EU
lange verzögert. Die wichtige Arbeit von Eurobetriebsräten wird
nun sicherlich an Qualität gewinnen. W

Der Autor ist Abteilungsleiter für Informations- und
Kommunikationstechnologie bei der UNI Global Union.

VON GERHARD ROHDE

Im Juni 2011 tritt eine neue Richtlinie über Eurobetriebsräte in
Kraft. Der Deutsche Bundestag hat eine entsprechende Ge -

setzes vorlage angenommen und damit europäisches in deutsches
Recht umgesetzt.

Die neue Richtlinie bringt eine Reihe von Verbesserungen gegen-
über dem alten Gesetz von 1994 mit sich. Insbesondere die bisher
oftmals strittige Definition von Unterrichtung und Anhörung wird
präzisiert und damit die Rechte der Arbeitnehmervertreter/innen
gestärkt. 

Die neue Richtlinie gilt generell für alle EBR-Verhandlungen, die
jetzt neu beginnen bzw. noch nicht abgeschlossen wurden, also
noch nicht von beiden Seiten unterzeichnet worden sind. Darüber
hinaus findet sie auch Anwendung auf alle bereits bestehenden
Vereinbarungen, die als so genannte „Artikel 6“-Vereinbarungen
zwischen September 1996 und Juni 2009 abgeschlossen wurden.
„Artikel 13“-Vereinbarungen, also freiwillige Vereinbarungen vor
dem Inkrafttreten der europäischen Richtlinie, fallen leider nicht
darunter. 

Im Einzelnen umfassen die Neuerungen folgende Regelungen:
Die Bedeutung der Gewerkschaften wird gestärkt, indem ihre Rolle
bei der Beratung der Arbeitnehmervertreter/innen, sei es bei der
Verhandlung oder bei der Unterrichtung und Anhörung des EBR
ausdrücklich erwähnt wird. Dieses war vorher nicht der Fall, und so
kam es, dass Unternehmen Gewerkschaftsvertreter/innen oftmals
als Nichtexperten abgelehnt haben.

Unterrichtung und Anhörung werden präziser definiert, was
sicherlich nicht alle Streitigkeiten in Zukunft ausschließen wird,
denn immer noch ist die Formulierung recht umständlich und kann
Anlass für Interpretation geben.

Unterrichtung bedeutet jetzt, die Information an die Arbeit -
nehmerverteter/innen in einer Weise und zu einem Zeitpunkt zu
geben, so dass diese sich mit der Sachlage vertraut machen und die
möglichen Auswirkungen analysieren können, wenn noch keine
definitive Entscheidung vom Management getroffen worden ist.

Anhörung bedeutet die Einrichtung eines Dialogs, in dem die
Arbeitnehmer/innen des EBR ihre Position dem Management unter-
breiten können und diese bei der definitiven Entscheidungsfindung
berücksichtigt werden soll. 

Ein strittiger Punkt bisher war oftmals die Frage, was länder-
übergreifend ist. Hier heißt es jetzt, dass Entscheidungen – auch
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PO RT RÄT

W ...auf gute
Zusammenarbeit!

Seit dem 1. Oktober 2010 ist
Jürgen Stahl Leiter des Landes -
fachbereichs Besondere Dienst -
leistungen Berlin-Brandenburg.
Der 52-jährige, verheiratete
Gewerkschafter arbeitete nach
dem Abitur bei der Post und stu-
dierte Politische Wissenschaften. 

Jürgen Stahl war bis 2001
Mitglied des geschäftsführenden
Vorstandes der Deutschen Post -
gewerkschaft Berlin-Branden burg,
freigestelltes Personalrats mitglied
bei der Deutschen Bundespost
und Betriebsratsvor sitzender bei
der Deutschen Post AG. 

Seit 2001 arbeitete Jürgen
Stahl als Gewerkschaftssekretär
bei der DPG und anschließend bei
der Vereinten Dienstleis tungs -
 gewerkschaft als Geschäfts führer
des Bezirks Potsdam-Nordwest -
brandenburg. 2006 wechselte er
in den Landesfachbereich 13
Berlin-Brandenburg und leitete
dort die Landesbezirksfachgruppe
Fo.KuS.Ver.Di.

In seiner täglichen Arbeit legt
er sein Hauptaugenmerk insbe-
sondere auf die Organisierung
neuer Gewerkschaftsmitglieder
und die Einbindung in Betriebs -
gruppen sowie die Einleitung
und Unterstützung von Betriebs -
rats wahlen. Ein weiterer Schwer -
punkt  seiner Arbeit ist der Kampf
gegen die fortschreitende Prekari -
sie rung, so eröffnete er gemein-
sam mit dem Arbeitskreis un -
doku men tierte Arbeit das
Beratungs büro für Menschen
ohne Papiere in Berlin. W

Ulrich Beiderwieden

Jürgen Stahl

ein Institut des DGB. Hier mache ich eine elfmo-
natige „Ausbildung zur kompetenten Interes -
sens  vertretung von Arbeitnehmern“. Für mich
bedeutet das vor allem, meine fehlende JAV-Er -
fahrung auszugleichen. Denn ich habe Rechts -
anwaltsfachangestellte in einer sehr kleinen
Kanzlei gelernt – da gab es keine Jugendaus zu -
bildendenvertretung. Und zuvor, direkt nach der
Schule, war ich 14 Monate in Italien und habe
in einer Jugendgruppe für Schwer-Erziehbare
bei Turin gearbeitet. Das war mein freiwilliger
ökumenischer Friedensdienst. Somit war ich
schon 21 Jahre alt, als ich mit dem Ehrenamt bei
der ver.di-Jugend angefangen habe.

Ich bin jetzt 24, und seit 4 Jahren bei ver.di.
Im Bezirksjugendvorstand in Südbaden hab ich
angefangen, seit neuestem bin ich nun im Bun -
des fachbereichsvorstand. Das war mir wichtig,
denn unsere Klientel ist schwierig zu organisie-
ren: kleine Kanzleien, schwer zu überzeugende
Leute, eine verheerende Bezahlung, dazu ein
typischer Frauenberuf. Wenn man Glück hat,
geht man nach der Ausbildung mit 1.000 Euro
netto raus. Da ist es kaum möglich, mit laufen-
den Fixkosten für Wohnung, Auto und Lebens -
unterhalt, auf eigenen Füßen zu stehen. 

Besonders im Fachbereich 13, mit den vielen
verschiedenen Branchen im Niedriglohnbereich,
ist es wichtig, moralisch und solidarisch zusam-
menzustehen. Für eine qualitative und gut be -
zahlte Arbeit.

Im Moment geht es uns Jugendlichen im
Fachbereich darum, uns überhaupt zu vernet-
zen und zu mobilisieren. Dazu haben wir erst
einmal eine Facebook-Seite gegründet. Und auf
unserem nächsten Arbeitstreffen im August
stricken wir dann zusammen mit dem Fach be -
reich 5 an einem Konzept für unsere künftige
Jugendarbeit. W

Aufgeschrieben von: Uta von Schrenk

Warum ich zu ver.di gegangen bin? Ich bin
schon in meinem letzten Schuljahr am

Gymnasium Gewerkschaftsmitglied geworden.
„Schuld“ waren die Telekom-Streiks, die ich live
in Offenburg, wo ich auf dem Weg zur Schule
umsteigen musste, mitbekommen habe. Die
Beschäftigten der Telekom liefen damals auf der
Straße herum und haben Passanten angespro-
chen. Auch mich. Da hab ich mir erzählen las-
sen, wie es bei denen auf der Arbeit aussieht. Es
ging um Outsourcing, und natürlich niedrigere
Bezahlung für die gleiche Arbeit. Ich fand es so
beeindruckend, dass da der ganze Betrieb auf
der Straße stand. Mir leuchtete sofort ein, dass
theoretisch auch wir Kunden davon betroffen
sind, wenn die Telekom-Mitarbeiter nicht kor-
rekt bezahlt werden.

Aber da war ich auch schon sensibilisiert für
Arbeitsthemen. Denn zuvor, im Jahre 2006, hat
die Firma meines Vaters gestreikt. Er ist Drucker
von Beruf und natürlich Gewerkschaftsmitglied.
Damals habe ich unmittelbar mitbekommen,
was es heißt, es dem Arbeitgeber ausgeliefert
zu sein, wenn dieser aus dem Verband austritt
und somit tariffreier Raum herrscht. Und dass
man nur eine Chance hat, wenn man zusam-
menhält. Und dass da eine starke Gewerkschaft
die beste Front bietet.

Bei ver.di eingetreten bin ich dann noch,
bevor überhaupt klar war, ob ich eine Aus bil -
dung machen werde oder ob ich studiere. Ich
wollte mich einfach solidarisch zeigen. Und ich
habe über diesen Entschluss gar nicht groß mit
meinen Freunden gesprochen, das war bei uns
nicht so ein Thema. Wirklich negative Reaktio -
nen habe ich auch nicht bekommen, eher sol-
che nach dem Motto: „Toll, Gewerkschaften
braucht man, aber ich selbst brauch das nicht.“
Die meisten von meinen Freunden arbeiten in
Zwei-Drei-Mann-Betrieben ohne Tarifvertrag. Die
Frage lautete also immer: „Was bringt mir das?“

Momentan bin ich in Frankfurt am Main auf
der Europäischen Akademie der Arbeit. Das ist

Wie Julia Großholz, Jugendvertreterin im Bundes-

fachbereichsvorstand Besondere Dienstleistungen, 

zu ihrem ver.di-Engagement kam

„Erst mal zu
Facebook“
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Ich möchte Mitglied werden ab:

Monat/Jahr

Persönliche Daten:

Name

Vorname/Titel

Straße/Hausnummer

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Staatsangehörigkeit

Geschlecht  weiblich  männlich

Beschäftigungsdaten

 Arbeiter/in  Angestellte/r

 Beamter/in  DO-Angestellte/r

 Selbstständige/r  freie/r Mitarbeiter/in

 Erwerbslos

  Azubi-Volontär/in-

  

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer im Betrieb

PLZ Ort

Branche 

ausgeübte Tätigkeit

  ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in

Tarifvertrag

Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe bzw. 
Besoldungsgruppe

Tätigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmäßiger monatlicher Bruttoverdienst

Euro

Einzugsermächtigung:

Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungs-
gemäßen Bei trag bis auf Widerruf im Last-
schrift ein zugs verfahren

zur Monatsmitte  zum Monatsende  

 monatlich  halbjährlich

 vierteljährlich  jährlich

Name des Geldinstituts/Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren* 
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzu-
ziehen. *(nur möglich in ausgewählten Unternehmen) 

Personalnummer (nur für Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren

Ich war Mitglied der Gewerkschaft:

von:  bis: 
  Monat/Jahr  Monat/Jahr

Monatsbeitrag: Euro 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Sat-
zung pro Monat 1% des regelmäßigen monatli chen 
Bruttoverdienstes. Für Rentner/innen, Pensionär/innen, 
Vorruheständler/innen, Krankengeldbezieher/innen 
und Erwerbslose beträgt der Monatsbeitrag 0,5% des 
regelmäßigen Bruttoeinkommens. Der Mindest-
beitrag beträgt € 2,50 monatlich. Für Hausfrauen/
Hausmänner, Schüler/innen, Studierende, Wehr-, Zivil-
dienstleistende, Erziehungsgeldempfänger/innen und 
Sozialhilfeempfänger/innen be trägt der Beitrag € 2,50 
monatlich. Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge 
zu zahlen.

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG ein-
verstanden, dass meine mein Beschäftigungs- und 
Mitgliedschaftsverhältnis betreffenden Da ten, deren 
Änderungen und Ergänzungen, im Rahmen der 
Zweckbestimmung meiner Gewerkschaftsmitglied-
schaft und der Wahrnehmung gewerkschafts-
politischer Aufgaben elektronisch verarbeitet und 
genutzt werden.
Ergänzend gelten die Regelungen des Bundes-
datenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Datum/Unterschrift

Datum/Unterschrift

Werber/in: 

Name

Vorname

Telefon

Mitgliedsnummer W
-2

98
2-

02
-0

61
0

 Vollzeit

B
E

IT
R

IT
T

S
E

R
K

L
Ä

R
U

N
G

Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: 
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Die Besonderen . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin
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